
Stadt Georgsmarienhütte Nr. FB IV/08/2019 

 
 
 

 
P r o t o k o l l 

über die öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Stadtplanung, Bau, Umwelt und Verkehr 

der Stadt Georgsmarienhütte vom 16.09.2019 
Rathaus, Oeseder Straße 85, Saal Niedersachsen, Raum-Nr. 181,  

 
 

 
Anwesend: 
 
Vorsitz 

Beermann, Volker ab TOP 2 
Mitglieder 

Sprekelmeyer, Stephan  
Büter, Rainer  
Dierker, Heinz  
Ferié, Friedrich, Dr.  
Kasselmann, Jens  
Kompa, Peter ab TOP 4 
Korte, Thomas für Robert Lorenz 
Lüchtefeld, Johanna für Emine Kir 
Ortmeyer, Mark  
Pesch, Karl-Heinz  
Wallenhorst, Sandra  
Weckermann, Irina  
Welkener, Jörg  
Verwaltung 

Bahlo, Dagmar, Bürgermeisterin  
Dimek, Torsten  
Frühling, Manfred  
Telkamp, Wolfgang  
Otten, Niklas  
Niemann, Nele  
Protokollführung 

Kovermann, Philipp  
Gäste 

Desmarowitz, Matthias  
Mönnig, Alexander  
Schulte-Hillen, Bärbel  
 
 
Fehlende Mitglieder 

Kir, Emine vertreten durch Johanna 
Lüchtefeld 

Lorenz, Robert vertreten durch Thomas Korte 
 
 

Beginn: 18:03 Uhr    Ende:  21:04 Uhr 
 

 



 2 

 

T a g e s o r d n u n g 
 
 
 

TOP Betreff 

 1.  Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit 
der Ladung, der Anwesenheit, der Beschlussfähigkeit und 
der Tagesordnung 

 

   
 2.  Genehmigung des Protokolls Nr. FB IV/07/2019 über die 

öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtplanung, Bau, 
Umwelt und Verkehr am 19.08.2019 

 

   
 3.  Wichtige Mitteilungen der Verwaltung  
   
 3.1.  Friedhofsgebührenkalkulation  
   
 3.2.  Antrag der Georgsmarienhütte GmbH zur Änderung einer 

Anlage zur Lagerung und Behandlung von Abfällen auf dem 
Gelände des Stahlwerks nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

 

   
 3.3.  Hochwasserpartnerschaft Hase  
   
 4.  Straßenendausbau B-Plan"Östlich Buchgarten Erweiterung" 

Vorstellung der überarbeiteten Planunterlagen 
Vorlage: BV/188/2019 

 

   
 5.  Straßenendausbau B-Plan "Auf der Nathe-Erweiterung" - 

Ergebnis der Anliegerinformation 
Vorlage: BV/189/2019 

 

   
 6.  Bebauungsplan Nr. 267 "Stadtmitte" - Ergebnis der 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und 
der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB - 
Abwägung und Satzungsbeschluss 
Vorlage: BV/183/2019 

 

   
 7.  Bebauungsplan Nr 4 "Franzhöhe" - 3. Änderung - Ergebnis 

der Beteiligungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB u. § 4 
Abs. 2 BauGB- Abwägung und Satzungsbeschluss 
Vorlage: BV/182/2019 

 

   
 8.  Bebauungsplan Nr. 196 "Im Nordfeld" - 2. Änderung - 

Ergebnis der Beteiligungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
u. § 4 Abs. 2 BauGB- Abwägung und Satzungsbeschluss 
Vorlage: BV/175/2019 

 

   
 9.  Antrag auf Änderung des Bebauungsplans Nr. 108 

"Mühlenbrink - Im Siek 
hier: Ergebnis der Anliegerbefragung 
Vorlage: BV/179/2019 
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 10.  Antrag auf Änderung des Bebauungsplans Nr. 108 
"Mühlenbrink - Körnerstraße 
hier: Ergebnis Anliegerbefragung 
Vorlage: BV/181/2019 

 

   
 11.  Zuwegung zum Friedhof Holzhausen - Antrag der CDU-

Fraktion 
Vorlage: BV/184/2019 

 

   
 12.  Mobilitätskonzept - Antrag der CDU - Fraktion 

Vorlage: BV/187/2019 
 

   
 13.  Beantwortung von Anfragen  
   
 13.1.  Kindergarten Alt-Hütte Eichenprozessionsspinner  
   
 13.2.  Regenrückhaltung bei Großbauprojekten  
   
 13.3.  Treppengeländer Grundschule Holzhausen  
   
 13.4.  Turnhalle Harderberg  
   
 13.5.  Bauweise taktiles Leitsystem  
   
 14.  Anfragen  
   
 14.1.  Lärmschutz B51  
   
 14.2.  Klimaschutz  
   
 14.3.  Baustelle Marktplatz Kloster Oesede  
   
 14.4.  Umleitung Alte Poststraße  
   
 14.5.  Kinderspielplatzkonzept  
   
 14.6.  Kunstrasenmodernisierung Harderberg  
 
 

  

1. Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der 

Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit, der 

Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 

 

 
Der stellv. Ausschussvorsitzende Sprekelmeyer eröffnet in Vertretung für den 
Ausschussvorsitzenden Beermann die öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Stadtplanung, Bau, Umwelt und Verkehr und begrüßt die Anwesenden.  Er stellt die 
Ordnungsmäßigkeit der Ladung, die Anwesenheit und die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung werden keine Anmerkungen vorgetragen. Die Tagesordnung wird 
einstimmig festgestellt. 
 
Entsprechend § 9 der Geschäftsordnung des Rates fragt der Vorsitzende an die 
anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner gerichtet, ob jemand zu einem 
Tagesordnungspunkt gehört werden möchte. Das ist nicht der Fall.  
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Im Anschluss daran übergibt er die Sitzungsleitung an den mittlerweile eingetroffenen 
Ausschussvorsitzenden Beermann. 
 
 

2. Genehmigung des Protokolls Nr. FB IV/07/2019 über die 

öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtplanung, 

Bau, Umwelt und Verkehr am 19.08.2019 

 

 
Zu Form und Inhalt des Protokolls wird von Herrn Sprekelmeyer folgende Anmerkungen 
vorgetragen: 
 
Herr Sprekelmeyer betont, dass die CDU-Fraktion zum Top 6 „Straßenendausbau B-Plan 
„Auf der Nathe-Erweiterung““ das Suggerieren einer „Scheinsicherheit“ bei einer Tempo-7-
Zone kritisiert.  
Weiter bat er um Übersendung eines entsprechenden Höhenplanes an den Anlieger der 
Hausnummer 14.  
Diese beiden Punkte möchte Herr Sprekelmeyer berücksichtigt wissen. 
 

Folgender Beschluss mit den o.g. Anmerkungen wird bei 2 Enthaltungen wegen 

Nichtteilnahme einstimmig gefasst: 

 
Das Protokoll Nr. FB IV/07/2019 über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Stadtplanung, Bau, Umwelt und Verkehr am 19.08.2019 wird mit den vorgetragenen 
Anregungen genehmigt. 
 
 

3. Wichtige Mitteilungen der Verwaltung  
 

3.1. Friedhofsgebührenkalkulation  
 
Die Friedhofsgebühren werden derzeit für den Zeitraum 2020 – 2022 neu kalkuliert. 
Die Kalkulation umfasst die Grabnutzungsgebühren auf dem Parkfriedhof Schauenroth, dem 
Friedhof Harderberg und dem Waldfriedhof Kloster Oesede sowie die 
Kapellenbenutzungsgebühren und die Gebühren für die Nutzung des Abschiedsraumes in 
den jeweiligen Kapellen und in der Kapelle auf dem Friedhof in Alt-Georgsmarienhütte. 
 
Die Beisetzungskosten werden nach tatsächlichem Aufwand abgerechnet.  
Die Ausschreibung der Bestattungsarbeiten läuft derzeit.  
 

3.2. Antrag der Georgsmarienhütte GmbH zur Änderung 

einer Anlage zur Lagerung und Behandlung von Abfällen 

auf dem Gelände des Stahlwerks nach dem 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

 

 
Im Zuge des Genehmigungsverfahrens nach dem BImSchG liegen die Antragsunterlagen 
zur wesentlichen Änderung einer Anlage zur Lagerung und Behandlung von Abfällen in der 
Zeit vom 18.09.2019 bis einschließlich 17.10.2019 u.a. zur Ansicht bei der Stadt 
Georgsmarienhütte (Zimmer 242) aus.  
 
Eine Stellungnahme der Stadt Georgsmarienhütte, dass planungsrechtliche Bedenken oder 
Vorbehalte nicht vorliegen, wurde mit Schreiben vom 05.07.2019 abgegeben.  
 
Ein eventuell stattfindender Erörterungstermin ist für den 28.11.2019 ab 10 Uhr im Ratssaal 
der Stadt Georgsmarienhütte eingeplant.  
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3.3. Hochwasserpartnerschaft Hase  
 
Abschlussveranstaltung für das erste Projekt am 24.09.2019 in Meppen 
 
Im Jahr 2016 wurde die Hochwasserpartnerschaft Hase gegründet, zu der sich 32 
Kommunen zunächst für 3 Jahre und einen jährlichen Beitrag von 650,-€ 
zusammengeschlossen haben. Die Stadt Georgsmarienhütte ist Mitglied in der 
Partnerschaft. 
 
Am 24.09.2019 findet in Meppen die Abschlussveranstaltung des ersten Projektes, der 
Erstellung des „Hochwasserschutzkonzept für das Einzugsgebiet der Hase“ statt. Hier soll 
zum einen das Konzept, welches in den vergangenen zwei Jahren durch die 
Planungsgemeinschaft Sönnichsen & Partner und dem UIH Ingenieur- und Planungsbüro 
mit Beteiligung des NLWKN, der Kommunale Umwelt-AktioN (UAN) und der 
Partnerkommunen der Hochwasserpartnerschaft Hase erarbeitet wurde, vorgestellt werden. 
Dieses Konzept enthält neben allgemeinen Informationen zur Hochwasserentstehung und –
vorsorge konkretisierte Handlungsempfehlungen für die 32 beteiligten Städte und 
Gemeinden im Einzugsgebiet der Hase. Die im Hochwasserschutzkonzept für 
Georgsmarienhütte aufgeführten Maßnahmen sind in das Konzept eingeflossen. 
 
Des Weiteren wird ein Ausblick für die Fortsetzung der Zusammenarbeit gegeben werden. 
Das im Konzept entwickelte Leitbild (siehe beigefügte Anlage) der „Hochwasserpartnerschaft 
Hase“ wird zum Abschluss von allen 32 Partnerkommunen im Beisein der Presse 
unterzeichnet werden. 
Eine Fortsetzung der „Hochwasserpartnerschaft Hase“ wird seitens der Verwaltung sehr 
begrüßt, um den Hochwasserschutz unter Beteiligung vieler Akteure für das gesamte 
Einzugsgebiet realisieren zu können. 
Weiter wird der entsprechende Bericht aus dem „Blickpunkt“ beigefügt.   
 
 

4. Straßenendausbau B-Plan"Östlich Buchgarten 

Erweiterung" 

Vorstellung der überarbeiteten Planunterlagen 

Vorlage: BV/188/2019 

 

 
Herr Beermann leitet in den Tagesordnungspunkt ein und begrüßt Herrn Mönnig vom 
Ingenieurbüro IPW und Frau Schulte-Hillen von der NLG als zuständige Planer und 
Beauftragte für die Arbeiten zum Endausbau des Baugebietes. Herrn Mönning stellt anhand 
der beigefügten Präsentation die angepasste Planung in dem Baugebiet vor. Er zeigt genau 
die eingeflossenen Änderungswünsche der Anlieger seit der letzten Beratung vor dem 
Sommer auf.  
 
Im Anschluss daran wird kurz über das Pro und Contra von fasenlosen Steinen diskutiert, 
wobei klar wird, dass die Stadt Georgsmarienhütte mit fasenlosen Steinen schlechte 
Erfahrungen gemacht hat. Herr Welkener möchte zumindest auf den Gehwegen fasenlose 
Steine benutzt haben und verweist auf Pflastersteine mit Abstandshaltern. 
 
Auf weitere Frage von Herrn Welkener erklärt Herr Dimek, dass die Einhaltung der 
Durchfahrtshöhe von 2,5 m im Bereich zwischen dem BG „Östlich Buchgarten Erweiterung“ 
und dem BG „Rostocker Straße“ durch eine Durchfahrtbeschränkung sichergestellt wird.  
 
Herr Sprekelmeyer möchte mehr Einbauten in der Erschließung installiert haben.  
 
Dem erwidert Herr Mönnig, dass er keinen Spielraum sehe, noch mehr Einbauten zu 
errichten. Dies vor dem Hintergrund, dass möglichst eine große Zahl von öffentlichen 
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Stellplätzen ausgewiesen werden sollten und die Zufahrten/Zugänge zu den Grundstücken 
sichergestellt sein müssen.    
 
Herr Sprekelmeyer ist weiterhin nicht von einer Tempo-7-Zone überzeugt, da diese für das 
Neubaugebiet zu wenige Stellplätze bedeute und eine in seinen Augen „Scheinsicherheit“ 
suggeriert. Die Lösung von der „Alte Rothenfelder Straße“ ins Baugebiet hält er hingegen für 
gelungen. Dazu möchte er wissen, ob im Notfall eine ausreichende Erreichbarkeit durch die 
Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge gegeben sei, wenn entsprechende Rettungsfahrzeuge 
über die „Rostocker Straße“ wegen der geringeren Durchfahrtshöhe nicht ins Baugebiet 
fahren können. 
 
Herr Dimek erklärt, dass seinerzeit noch davon ausgegangen wurde, dass eine Zufahrt ins 
Baugebiet an dieser Stelle gar nicht möglich sei. Diese Möglichkeit habe sich erst später 
ergeben. Wie dem Plan zu entnehmen sei gebe es zusätzlich zu der angesprochenen 
Zufahrt drei weitere Zufahrten ins Baugebiet. 
 
Weiter wird von Herrn Sprekelmeyer angeregt, 1-2 E-Ladestationen anzubieten. 
 
Herr Dimek will dieses mit in die weiteren Erschließungsplanungen aufnehmen.  
 
Frau Lüchtefeld stimmt der Beschlussempfehlung zu, da hier dem Anliegerwunsch auf 
Einrichtung einer Tempo-7-Zone entsprochen wurde. 
 
Da in der Sitzungsunterbrechung aus den Mitte der Anlieger der Wunsch nach einer 
weiteren Ausbuchtung zu besseren Geschwindigkeitsreduzierung vorgetragen wird, hebt 
Herr Telkamp nochmals hervor, dass hier ein Ausgleich zwischen der Anordnung von 
öffentlichen Stellplätzen, Grundstückszufahrten und -zugängen sowie Grünflächen gefunden 
werden müsse. Dies sei aus seiner Sicht im vorliegenden Fall gelungen. Er ergänzt noch, 
dass zusammen mit der Polizei und der Verkehrsbehörde eine verkehrliche Anordnung von 
Tempo 50 km/h auf dem Abschnitt von der „Alte Rothenfelder Straße“ bis hin zum Baugebiet 
favorisiert werde.  
 
Danach stellt Herr Beermann den Punkt zur Abstimmung.  
 

Folgende Beschlussempfehlung wird einstimmig gefasst: 

 
Die in der Sitzung vorgestellten Planunterlagen werden den Eigentümern/Anliegern in einer 
Anliegerversammlung vorgestellt und erläutert. 
Das Ergebnis wird dem Fachausschuss anschließend vorgestellt.  
 
 

5. Straßenendausbau B-Plan "Auf der Nathe-Erweiterung" - 

Ergebnis der Anliegerinformation 

Vorlage: BV/189/2019 

 

 
Herr Beermann erläutert unter Bezugnahme auf die bisherigen Beratungen den derzeitigen 
Sachstand.  Herr Dimek erklärt danach, dass die Verwaltung zwischenzeitlich aufgrund des 
Ergebnisses der Anliegerversammlung die Planungen angepasst und für Teilbereiche im 
Plangebiet verschiedene Varianten erarbeitet hat. An der KiTa seien noch in der letzten 
Woche Zählungen des Zu- und Abgangsverkehrs durchgeführt worden. Eine entsprechende 
Auswertung werde dem Protokoll beigefügt. Nach diesen kurzen Erläuterungen stellt Herr 
Mönnig vom Büro IPW die aktuellen Pläne anhand einer Präsentation vor (in Anlage dem 
Protokoll beigefügt). Während seines Vortrages beantwortet er Verständnisfragen. 
Ab Folie 14 der Präsentation, wo unterschiedliche Varianten der Stellplatzausweisung 
dargestellt werden, trägt dann Herr Telkamp weiter vor. Er berichtet, dass Gespräche mit der 
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Leitung der KiTa und einem Vertreter des Trägers wegen der Stellplatzgestaltung vor der 
KiTA geführt worden seien. Aufgrund dieser Gespräche wurden zwei unterschiedliche 
Varianten vor dem Kindergarten entwickelt, welche zur Diskussion stehen. Im weiteren 
Verlauf der Präsentation verweist Frau Schulte-Hillen auf die Ergebnisse der 
Anliegerinformation, welche zu den unterschiedlichen Anordnungen der Stellplätze im 
weiteren Verlauf des Baugebietes führen. Herr Telkamp ergänzt, dass durch gewisse 
Anordnungen von Stellplätzen in den Bereichen von Kurven Gefahrenstellen entstehen 
könnten. 
 
Im weiteren Verlauf der Diskussion spricht sich Herr Sprekelmeyer für die Variante 1 vor der 
KiTa aus. Im weiteren Verlauf des Baugebietes aufgrund der Kappenbildung tendiert er zu 
der Variante 2. 
 
Frau Lüchtefeld erklärt, dass sie die überarbeiteten Pläne erst noch in der Fraktion beraten 
möchte, zumal diese erst in der Sitzung vorgestellt wurden. Herr Dimek macht deutlich, dass 
aufgrund der Zählung vor der KiTa und der Erarbeitung von verschiedenen Varianten der 
Stellplatzanordnung im verkehrsberuhigten Bereich die Unterlagen nicht früher zur 
Verfügung gestellt hätten werden können.  
 
Herr Welkener erkundigt sich nach der Ausweisung eines Behindertenparkplatzes. 
 
Dieser sei bisher nicht geplant, könnte aber mit in die Überlegungen aufgenommen werden, 
so Herr Telkamp.  
 
Herr Dierker regt an, zu Beginn der Erschließungseinheit eine zusätzliche Aufpflasterung 
anzuordnen. Eine Notwendigkeit dafür wird vom Planer und der Verwaltung nicht gesehen. 
 
Nachdem im weiteren Verlauf der Diskussion keine Einigung für eine Variantenkombination 
erzielt wird und zudem noch Beratungsbedarf in den Fraktionen gesehen wird, sprechen sich 
die Ausschussmitglieder einvernehmlich dafür aus, den Tagesordnungspunkt ohne 
Beschlussempfehlung in die weitere Beratung in den Verwaltungsausschuss zu geben.  
 

Es erfolgt keine Abstimmung.  
 
 

6. Bebauungsplan Nr. 267 "Stadtmitte" - Ergebnis der 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

und der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB - Abwägung und Satzungsbeschluss 

Vorlage: BV/183/2019 

 

 
Herr Frühling führt in den Tagesordnungspunkt ein und erläutert den Planungsstand und die 
bisherige Beratung. Im Anschluss daran übergibt er an Herrn Desmarowitz vom zuständigen 
Planungsbüro IPW, der anhand der beigefügten Präsentation den Ausschuss den aktuellen 
Planungs- und Sachstand nahe bringt. 
 
Herr Welkener möchte die Breite der Brückenquerung nochmals erläutert haben. 
 
Herr Frühling erklärt, dass die Brückenbreite sich aus dem Zu- und Abgangsverkehr incl. 
einer sicheren Fußgängerführung ergibt. Eine schmalere Brücke erfülle den Zweck nicht. 
 
Frau Wallenhorst möchte wissen, ob die bestehenden Parkplätze auf dem Parkplatz „Alte 
Seilerei“ bestehen bleiben.  
 
Dies wird vom Vortragenden bestätigt. 
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Im Anschluss daran erkundigt sich Herr Dr. Ferié nach der Beeinträchtigung der 
Spielplatzfläche des Kindergartens durch Verschattung der Lärmschutzwand. 
 
Herr Frühling erklärt, dass die Wand nicht höher als 2m ist und somit dem 
Bauordnungsrecht entspräche. Weiter gibt es diesbezüglich eine einvernehmliche 
Absprache zwischen dem Bauherrn und dem Träger des Kindergartens. 
 
Herr Korte erkundigt sich in diesem Zusammenhang nach der aufkommenden 
Verkehrsbelastung für die Anwohner an der Straße „Auf dem Thie“. Er geht davon aus, dass 
diese höher werde.  
 
Herr Frühling verweist auf das vorliegende Verkehrsgutachten. Durch den Bau der Brücke 
von der „Alten Seilerei“ her verteilten sich die Verkehrsströme. 
 
Herr Sprekelmeyer wünscht sich eine Fahrradanbindung aus dem nördlichen Bereich 
„Harderberg/Gartmanns Bach“. Wie eine sinnvolle Querung der Bahnstrecke möglich sei, 
müsse dabei überlegt werden.  
 
Herr Frühling erläutert, dass diese Anbindung 2005 bei der Reaktivierung des Haller Wilhelm 
Gegenstand der Planungen war und aus Kostengründen nicht umgesetzt werden konnte. 
 
Herr Kompa möchte wissen, warum die Lärmschutzwand nur im Bereich des Kindergartens 
errichtet wurde und nicht weiter westlich verläuft. 
 
Herr Desmorowitz bezieht sich auf das erstellte Lärmgutachten, aus dem hervorgeht, dass 
dies nicht notwendig ist.  
 
Her Frühling ergänzt, dass Kinder in Kindertagesstätten im besonderen Sinne 
schutzbedürftig sind. 
 
Frau Weckermann bekommt von der Verwaltung bestätigt, dass im Bebauungsplan 
festgesetzt ist, dass pro 7 Stellplätze ein Baum gepflanzt werden muss. 
 
Im Anschluss daran wird die Abwägung durchgegangen und separat 
abgestimmt:
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Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen. 
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 Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen.  
 

 

 Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen.    
 
 

Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen. 
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 Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen.   
 
 

 Dieser Abwägungsvorschlag wurde bei 2 Enthaltungen einstimmig beschlossen. 
 

 
Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen. 
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 Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen.   
 

 

 Dieser Abwägungsvorschlag wurde einstimmig beschlossen. 
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Dieser Abwägungsvorschlag wurde bei 4 Enthaltungen einstimmig beschlossen. 

 

Im Anschluss daran stellt Herr Beermann den Beschlussvorschlag zur Abstimmung.  
 
 

 
 

Folgende Beschlussempfehlung wird bei 2 Enthaltungen einstimmig gefasst: 
 
Nach Abwägung der in dem Bauleitplanverfahren gemäß 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen wird der Bebauungsplan Nr. 267 "Stadtmitte mit 
Begründung als Satzung gemäß § 10 BauGB beschlossen. 
 
 

7. Bebauungsplan Nr 4 "Franzhöhe" - 3. Änderung - 

Ergebnis der Beteiligungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 

BauGB u. § 4 Abs. 2 BauGB- Abwägung und 

Satzungsbeschluss 

Vorlage: BV/182/2019 

 

 
Herr Frühling stellt die Vorlage der Verwaltung vor. Dabei geht er auf die Einwendungen und 
den dazugehörigen Abwägungsvorschlag ein.  
 
Im Anschluss daran bezieht sich Herr Sprekelmeyer auf die Einwendung des Bewohners/in 
„Am Hang 6“. Von dort wird vorgetragen, dass die Bebauungsfläche zu groß sei. Herr 
Sprekelmeyer erläutert, dass die überbaubare Fläche nicht mit der Grundfläche des Hauses 
gleich zu setzen sei. Die unterschiedlichen Parameter des Bebauungsplanes wie u.a. GRZ 
und GFZ, haben ebenfalls Auswirkungen auf die Größe des zu errichtenden Hauses.  
 
Dem stimmt Herr Frühling zu und Herr Beermann lässt die Abwägung separat beschließen. 
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Dieser Abwägungsvorschlag wird bei 2 Gegenstimmen und 11 Jastimmen 

mehrheitlich gefasst.  
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Dieser Abwägungsvorschlag wird einstimmig gefasst. 
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Dieser Abwägungsvorschlag wird bei einer Enthaltung einstimmig gefasst. 

 
Danach stellt Herr Beermann den Beschlussvorschlag zur Abstimmung.  
 

Folgende Beschlussempfehlung wird bei 2 Gegenstimmen mehrheitlich beschlossen: 
 
Nach Abwägung der in dem Bauleitplanverfahren gemäß 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen wird der Bebauungsplan Nr. 4 "Franzhöhe"- 3. 
Änderung mit Begründung als Satzung gemäß § 10 BauGB beschlossen. 
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Das Verfahren wurde gemäß § 13a BauGB als Verfahren der Innenentwicklung 
durchgeführt. 
 
 

8. Bebauungsplan Nr. 196 "Im Nordfeld" - 2. Änderung - 

Ergebnis der Beteiligungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 

BauGB u. § 4 Abs. 2 BauGB- Abwägung und 

Satzungsbeschluss 

Vorlage: BV/175/2019 

 

 
Herr Frühling stellt die Vorlage der Verwaltung vor und nimmt Bezug auf die umliegende 
Bebauung, die Parallelen zum vorliegenden Fall aufzeigt. Während der öffentlichen 
Auslegung gab es lediglich eine Einwendung seitens des Landkreises Osnabrück als Träger 
öffentlicher Belange. Von der Öffentlichkeit wurden keine Einwendungen vorgetragen.   
 
Im Anschluss daran wird die Abwägung separat beschlossen.  
 

Lfd. 
Nr 

Belangäußerung Wertung / Abwägungsvorschlag 

1. Landkreis Osnabrück – Stellungnahme vom 14.08.2019 

 
1.1 

Regional- und Bauleitplanung 
Die textliche Festsetzung bezüglich der 
Gebäudehöhen könnte unter Umständen 
unbestimmt sein. Die „gewachsene 
Geländeoberfläche“ ist eventuellen 
Veränderungen ausgesetzt, womit der Untere 
Bezugspunkt der Höhenfestsetzung verändert 
würde. Von hier aus wird empfohlen den Unteren 
Bezugspunkt entweder mittels der 
Erschließungsstraße festzusetzen oder diesen 
über NHN festzusetzen. 
Bezüglich der Höhenfestsetzung wird auch auf 
die Kommentierung von 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger zu § 18 
BauNVO Rn. 3a verwiesen.“ 
 

 
Die Festsetzung  
„Bezugspunkt zur Höhe baulicher 
Anlagen gem. § 18 Abs. 1 
BauNVO 
Maßgeblicher Bezugspunkt zur 
Bestimmung der Firsthöhe ist der 
höchste Punkt des gewachsenen 
Geländes auf dem jeweiligen 
Baugrundstück, gemessen am 
Schnittpunkt der 
Gebäudeaußenwand mit dem 
Gelände“ wurde aus dem 
Ursprungsplan abgeleitet. 
 
Die Festsetzungen im 
Ursprungsplan gilt ebenfalls zur 
die Nachverdichtung wurde 
entsprechend umgesetzt.  
Das jetzt überplante Gelände ist 
nicht anders zu werten, als das im 
Ursprungsplan. Aus diesem Grund 
wird die Notwendigkeit der 
Festsetzung eines 
Bezugshöhenpunkt über NHN 
nicht gesehen.  
Da der Verdichtungsbereich im 
hinteren Bereich des Grundstücks 
liegt bietet sich der Bezugspunkt 
Erschließungsstraße ebenfalls 
nicht an. 
 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
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Die Stellungnahme wird 

zurückgewiesen. 

1.2 Auf die Anforderungen an Planunterlagen im 
Sinne von Nr. 41.2 ff VV – BauGB wird 
hingewiesen. 

 

Die Verwaltungsvorschriften zum 
BauGB werden von der Stadt 
Georgsmarienhütte berücksichtigt. 
 

Der Hinweis wird zur 

Kenntnisgenommen  

1.3 Es wird empfohlen, auch die westlich des 
Geltungsbereiches angrenzenden Grundstücke 
in die Planungen mit einzubeziehen und die 
überbaubaren Bereiche zu erweitern. 

Im Vorfeld zum 
Aufstellungsbeschluss durch den 
Verwaltungsausschuss der Stadt 
Georgsmarienhütte wurden die 
Anlieger der potentiellen 
Nachverdichtungsflächen 
entsprechend befragt. Auf dieser 
Grundlage wurde der 
Aufstellungsbeschluss für den 
vorliegenden Geltungsbereich 
gefasst.  
Der Aufstellungsbeschluss gibt 
den politischen Willen der 
Kommune wieder. 
 
Abwägungsvorschlag: 

Die Empfehlung findet keine 

Berücksichtigung 

Der Abwägungsvorschlag wird bei einer Enthaltung, 2 Gegenstimmen und 10 

Jastimmen mehrheitlich beschlossen. 
 
Im Anschluss daran stellt Herr Beermann den Satzungsbeschluss zur Abstimmung. 
 

Folgende Beschlussempfehlung wird bei 2 Gegenstimmen mehrheitlich beschlossen: 
 
Nach Abwägung der in dem Bauleitplanverfahren gemäß 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen wird der Bebauungsplan Nr. 196 "Im Nordfeld"- 2. 
Änderung mit Begründung als Satzung gemäß § 10 BauGB beschlossen. 
Das Verfahren wurde gemäß § 13 BauGB als vereinfachtes Verfahren durchgeführt. 
 
 

9. Antrag auf Änderung des Bebauungsplans Nr. 108 

"Mühlenbrink - Im Siek 

hier: Ergebnis der Anliegerbefragung 

Vorlage: BV/179/2019 

 

 
Herr Frühling erklärt, dass entsprechend der vorangegangenen Beratungen die Befragung 
der Anlieger im Bereich „Im Siek“ auf Grundlage des geänderten Abfragegebietes erfolgte. 
Um das Ergebnis darzustellen, verweist er auf den Lageplan, welcher der Vorlage beigefügt 
war. 
Im Ergebnis stellt er fest, dass kein Anlieger einer Zweitbebauung widersprochen hat, 
allerdings zwei Grundstückseigentümer kein eigenes Interesse an einer 
Bebauungsverdichtung auf ihren Grundstücken haben. 
 
Frau Lüchtefeld fragt nach, ob es bei der Auswertung auch darum geht, dass die Nachbarn 
eines Befürworters dagegen stimmen können, da sie kein weiteres Nachbargrundstück 
neben sich haben wollen.  



 25 

Herr Frühling erwidert, dass im Schreiben an die Anlieger sowohl die Frage nach einem 
eigenen Interesse aber auch nach einer Ablehnung einer rückwärtigen Bebauung durch 
Nachbarn erfolgt sei; eine Ablehnung sei jedoch den Rückäußerungen nicht zu entnehmen 
gewesen. 
Herr Sprekelmeyer erklärt für die CDU-Fraktion, dass diese aufgrund des doch sehr 
eindeutigen Befragungsergebnisses einer weiteren Planung bereits in der heutigen Sitzung 
zustimmen könnten, sofern ein entsprechender Beschlussvorschlag formuliert würde. 
 
Herr Korte als Sprecher der Fraktion BÜNDNIS 90 / Die Grünen spricht sich ebenfalls für 
eine Überplanung aus.  
 
Da keine weiteren Fragen vorliegen, lässt der Ausschussvorsitzende Beermann über den 
von der Verwaltung formulierten Beschlussvorschlag abstimmen.  
 

Folgende Beschlussempfehlung wird einstimmig gefasst: 

 
Gem. § 1 Abs. 3 i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB wird die Aufstellung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 108 „ Mühlenbrink“ für den in der Sitzung vorgestellten Bereich 
beschlossen.  
 
 
 
 

10. Antrag auf Änderung des Bebauungsplans Nr. 108 

"Mühlenbrink - Körnerstraße 

hier: Ergebnis Anliegerbefragung 

Vorlage: BV/181/2019 

 

 
Herr Frühling präsentiert den Beschlussvorschlag bezüglich der Änderung des 
Bebauungsplans. Das Ergebnis der erfolgten Anliegerbefragung lautet; zwei Befürworter, 
zwei neue Anträge, eine Enthaltung und vier Gegenstimmen. Auf die Verwaltungsvorlage mit 
Lageplan wird verwiesen.  
 
Danach stellt Herr Frühling ebenfalls anhand dieses Lageplans das Ergebnis der weiteren 
Befragung vor. Diese Befragung wurde von einem betroffenen Anlieger persönlich 
durchgeführt. Dabei wurde sich überwiegend gegen die Planänderung ausgesprochen. Wie 
genau die Befragung durchgeführt wurde, ist der Verwaltung nicht bekannt.  
 
Herr Kompa erkundigt sich nach der Fragestellung, die den Anliegern bei der Befragung 
durch die Verwaltung gestellt wurde. Aus seiner Sicht gibt es zwei Fragestellungen. Eine 
würde sich auf die Grundstücke der Anlieger selbst beziehen und die andere würde die 
Anlieger als Nachbarn betreffen. 
 
Herr Frühling teilt mit, dass den Anliegern beide Fragestellungen in einem Schreiben gestellt 
wurden. 
 
Herr Sprekelmeyer möchte wissen, ob bei dem Grundstück, welches als Neuantrag auf 
Planänderung zu werten ist, eine neue Befragung durchgeführt werden muss. 
 
Dieses wird durch Herrn Frühling nicht gesehen, da letztlich mit einem 
Aufstellungsbeschluss erst das öffentliche Planverfahren in Gang gesetzt wird und weitere 
Grundstücke an der Südstraße bereits sehr intensiv bebaut seien. Für das Eckgrundstück 
Körnerstraße/ Südstraße sei im Ursprungsplan bereits ein sehr großzügig bemessener 
überbaubarer Bereich vorhanden; dieses wird von ihm anhand des B-Planes dargestellt.  
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Frau Weckermann spricht sich gegen ein Verfahren zur Planänderung aus. 
 
Zum Schluss formuliert Herr Frühling eine Beschlussempfehlung über die der 
Ausschussvorsitzende abstimmen lässt.  
 

Folgende Beschlussempfehlung wird bei 6 Jastimmen, 6 Enthaltungen und 1 

Gegenstimme mehrheitlich gefasst:  
 
Der Antrag auf Aufstellung einer Änderung des Bebauungsplanes Nr. 108 „ Mühlenbrink“ 
wird abgelehnt.  
 
 

11. Zuwegung zum Friedhof Holzhausen - Antrag der CDU-

Fraktion 

Vorlage: BV/184/2019 

 

 
Herr Kasselmann stellt den Antrag der CDU-Fraktion vor. Er geht dabei auf die 
Eigentumsverhältnisse in dem Bereich ein. Herr Kasselmann vermutet, dass der Eigentümer 
selbst kein Interesse am Ausbau der Zuwegung zum Friedhof Holzhausen haben werde. Da 
jedoch die Erreichbarkeit und die Verkehrssicherheit für die Bürger gewährleistet sein 
müssten, sieht er die Stadt in der Pflicht, sich am erforderlichen Ausbau zumindest zu 
beteiligen. In seinem Vortrag weist er auf Fotos hin, die er im Bereich der Zuwegung 
aufgenommen habe. Diese belegen aus seiner Sicht deutlich, dass die Verkehrssicherheit 
an der Stelle insbesondere für mobilitätseingeschränkte Menschen mit Rollator nicht 
gegeben sei.   
 
Frau Lüchtefeld führt aus, dass ihrem Erachten nach die Kirche für den Ausbau der 
Zuwegung zuständig sei. 
 
Herr Korte möchte vor pauschaler Veranschlagung im Haushalt eine Kostenermittlung 
haben.  
 
Im weiteren Verlauf der Diskussion wird deutlich, dass einige Ausschussmitglieder zuerst die 
Kirchengemeinde in der Pflicht sehen, die Zuwegung auszubauen. Daher sollten die 
Ergebnisse der zu führenden Gespräche mit der Kirchengemeinde abgewartet werden, 
bevor weiterer Handlungsbedarf gesehen wird.  
 
Herr Dr. Ferié erklärt, dass es nach seiner Auffassung viele Bereiche gibt, wo ein höherer 
Handlungsbedarf besteht als beim Friedhof in Holzhausen. 
 
Im Hinblick auf die angesprochene Kostenermittlung  fragte Herr Dimek nach der Ausbauart, 
da dort derzeit lediglich eine wassergebundene Decke vorhanden sei. Weiter weist er 
daraufhin, dass die Kostenermittlung ggf. nicht kurzfristig mit eigenem Personal zu erledigen 
sei; hier müsste evtl. auch eine Fremdvergabe erfolgen. 
 
Im weiteren Verlauf der Beratung im Hinblick auf den Beschlussvorschlag wird deutlich, dass 
die Kostenfrage und ggf. auch die pauschale „Zusage“, nach der die Stadt die Sanierung der 
Zuwegung zum Friedhof durchführt, mehrheitlich zum jetzigen Zeitpunkt nicht mitgetragen 
wird.  
Hier sollten zunächst die Gespräche mit der Kirchengemeinde und ggf. auch mit dem 
Eigentümer abgewartet werden. 
 
Ratsmitglied Sprekelmeyer schlägt daraufhin eine Änderung des Beschlussvorschlages der 
CDU-Fraktion vor. Satz 2 könne demnach zum jetzigen Zeitpunkt entfallen. Eine Beratung 
hierüber soll nach den Gesprächen der Verwaltung mit der Kirchengemeinde erfolgen. 
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Herr Dimek erklärt, dass in den nächsten 2-3 Wochen Gespräche mit der Kirchengemeinde 
zwecks Ausbaus geführt werden könnten; eine Beratung könne somit voraussichtlich in der 
nächsten Sitzung erfolgen.  
 

Folgende geänderte Beschlussempfehlung wird bei 9 Jastimmen, 2 Enthaltungen und 

2 Gegenstimme mehrheitlich gefasst:  

 
Die Stadtverwaltung nimmt Gespräche mit der Kirchengemeinde St. Antonius Holzhausen – 
Ohrbeck und den Besitzern der Zufahrt zum Holzhauser Friedhof zwecks Sanierung der 
Zuwege zum Friedhof auf.  
 
 

12. Mobilitätskonzept - Antrag der CDU - Fraktion 

Vorlage: BV/187/2019 

 

 
Herr Sprekelmeyer erläutert den Antrag der CDU-Fraktion: 
Ein Mobilitätskonzept setzt beim Verkehrsverhalten der Menschen an und versucht dieses 
im Sinne einer zukunftsfähigen, nachhaltigen, individuellen Autoreduzierten, umwelt- und 
sozialverträglichen Mobilität anzuregen und zu fördern. Fuß- und Radverkehre und der 
Öffentliche Nahverkehr sollen gestärkt und sinnvoll aufeinander abgestimmt werden. Plätze 
für Car – Sharing, E – Autos mit E - Ladestationen müssen geplant und Straßenlaternen, wo 
möglich und sinnvoll, multifunktional genutzt werden, nicht nur für die Beleuchtung, sondern 
auch als Ladestationen für E- Bikes und E – Autos. 
Eine solche Strategie kann nicht kurzfristig umgesetzt werden, sondern ist für einen 
Zeitraum von zu 15 bis 20 Jahren zu entwickeln, so Herr Sprekelmeyer. 
Daher bittet er um entsprechende Beschlussempfehlung. 
 
Herr Dimek erläutert an dieser Stelle, dass die Verwaltung im Haushaltsentwurf für 2020 
Mittel für die Überarbeitung des Verkehrskonzeptes/Verkehrsentwicklungsplans vorgesehen 
hat. Hierbei sollte eine Betrachtung aller Verkehrsformen erfolgen, so dass auch dieses 
Mobilitätskonzept letztlich ein entsprechender Bestandteil des neu aufzustellenden 
Verkehrskonzeptes sein wird.  
 
Der Antrag wie auch das Vorgehen der Verwaltung wird von den anderen Fraktionen mit 
dem Hinweis, dass bereits vor Jahren ähnliche Anträge gestellt wurden, diese seinerzeit 
aber keine Mehrheit gefunden hätten, einhellig begrüßt.   
 
Danach wird die Beschlussempfehlung entsprechend umformuliert und geändert. Über 
diesen geänderten Beschlussvorschlag lässt der Ausschussvorsitzende abstimmen.   
 

Folgende geänderte Beschlussempfehlung wird einstimmig gefasst:  
 

Die Stadt erstellt im Rahmen des zu überarbeitenden Verkehrskonzeptes ein 
Mobilitätskonzept für Georgsmarienhütte.  
 
 

13. Beantwortung von Anfragen  
 

13.1. Kindergarten Alt-Hütte Eichenprozessionsspinner  
 
Anfrage von Herrn Sprekelmeyer: 
 
Herr Sprekelmeyer schildert von 2 Nestern des Eichenprozessionsspinners am Kindergarten 
in Alt-Hütte. Er spricht von einem Nest am Spielplatz am Waldrand und von einem Nest am 
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Parkplatz. Er bitte um Beseitigung. Eine von ihm gefertigte Skizze wird der zuständigen 
Umweltabteilung zugehen.   
 
Antwort der Verwaltung: 
Die Arbeiten sollen in dieser Woche (KW 38/2019) ausgeführt werden. 
 

13.2. Regenrückhaltung bei Großbauprojekten  
 
Anfrage von Herrn Sprekelmeyer: 
 
Herr Sprekelmeyer erkundigt sich, wer den Einbau der grundstücksbezogenen 
Regenrückhaltung bei Großbauprojekten kontrolliere. Bei dem Projekt Lindenstraße konnte 
er einen dort auch vorgeschrieben Einbau nicht erkennen. Er bittet um Prüfung.   
 
Antwort der Verwaltung: 
Entwässerungseinrichtungen unterliegen der Kontrolle durch die Stadtwerke, die letztlich im 
Rahmen der Entwässerungsgenehmigung die entsprechenden Anlagen abnimmt. 
Im Bereich Lindenstraße sind die erforderlichen Maßnahmen noch nicht umgesetzt, da 
derzeit kein Kanalanschluss vorhanden ist. Die Stadtwerke werden in Kürze gemeinsam mit 
dem Bauherrn und auf seine Kosten die Hausanschlüsse auf das Grundstück legen. Erst 
nach Abschluss dieser Arbeiten können die erforderlichen Rückhaltemaßnahmen 
fertiggestellt werden, da abhängig von der Höhenlage des Kanals die Entwässerungsebene 
der Rückhaltesysteme festgelegt werden muss. 
 

13.3. Treppengeländer Grundschule Holzhausen  
 
Anfrage von Herrn Kasselmann: 
 
Herr Kasselmann schildert, dass an der Grundschule Holzhausen das Treppengelände am 
Haupteingang wackelt. Er bittet um Behebung des Zustandes. 
 
Antwort der Verwaltung: 
Wurde an das ZGM weitergeleitet. 
 

13.4. Turnhalle Harderberg  
 
Anfrage von Herrn Kompa: 
 
Herr Kompa möchte wissen, wie lange die Turnhalle Harderberg blockiert ist. Schüler und 
auch Sportler können sie momentan nicht nutzen. 
 
Antwort der Verwaltung: 
Wurde an das ZGM weitergeleitet. 
 

13.5. Bauweise taktiles Leitsystem  
 
Anfrage von Herrn Beermann: 
 
Herr Beermann erinnert an die Diskussion zu den taktilen Leitsystemen an den mit 
Fördermitteln ausgebauten Bushaltestellen. Er fragte an, ob bei den Förderstellen bereits die 
negativen Auswirkungen der Leitsysteme für Rollatoren und Fahrrädern angesprochen 
wurden.  
 
Antwort der Verwaltung: 
Im Gespräch mit der PLaNOS bei den aktuell im Bau befindlichen Haltestellen wurde immer 
wieder deutlich gemacht, dass ein Ausbau ohne das derzeit verwendete taktile Leitsystem 
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nicht förderfähig sei. Diese Ansicht wurde bisher auch in den Gesprächen mit der 
Förderbehörde in Hannover von dort so vertreten. Um eine verbindliche Antwort zu erhalten, 
wird derzeit eine schriftliche Anfrage durch die Verwaltung vorbereitet. Dabei soll 
insbesondere auf die Belange der mobilitätseingeschränkten Menschen eingegangen 
werden.  
 
 

14. Anfragen  
 

14.1. Lärmschutz B51  
 
Anfrage von Herrn Kompa: 
 
Herr Kompa möchte den Sachstand beim Lärmschutz an der B51 im Bereich dort, wo die 
Lärmschutzmauer aufgestellt werden soll, wissen. 
 
Antwort der Verwaltung: 
Im nächsten Schritt finden Gespräche mit dem Eigentümer der an die B 51 angrenzenden 
Garage statt. Das Ergebnis der Baugrunduntersuchung im Bereich des geplanten 
Hochwasserrückhaltebeckens steht noch aus. Danach steht fest, ob das Material in den Wall 
eingebaut werden kann. 
 

14.2. Klimaschutz  
 
Anfrage von Herrn Korte: 
 
Herr Korte schildert mehrere Fragen zur Einstellung eines Klimaschutzmanagers: 
 

- Mit welchem Datum der berichtete Zuschussantrag gestellt worden ist (am besten mit 
Antragkopie ans Sitzungsprotokoll) 

- Wann die Bescheidung des Zuschusses zu erwarten ist 
- Inwieweit die Stellenausschreibung vorbereitet ist 
- Wann die Einstellung frühestmöglich zu erwarten ist 

 

14.3. Baustelle Marktplatz Kloster Oesede  
 
Anfrage von Frau Wallenhorst: 
 
Frau Wallenhorst möchte wissen, wann die Bauzäune am Marktplatz Kloster Oesede 
abgebaut werden und wann die Maßnahme komplett abgeschlossen ist. 
 

14.4. Umleitung Alte Poststraße  
 
Anfrage von Frau Wallenhorst: 
 
Frau Wallenhorst schildert, dass während der Umleitung über die „Alte Poststraße“ der 
Begegnungsverkehr mit Bussen schwierig sei. Sie bitte die Verwaltung um Prüfung.  
 

14.5. Kinderspielplatzkonzept  
 
Anfrage von Herrn Sprekelmeyer: 
 
Herr Sprekelmeyer bittet um eine Übersicht, welche Spielplatzflächen aufgegeben und 
vermarktet wurden bzw. welche Flächen zur Vermarktung noch anstehen.   
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Antwort der Verwaltung: 
Herr Dimek erklärt, dass die Anfrage bereits an die Verwaltung gerichtet wurde und eine 
entsprechende Aufstellung den Ratsmitgliedern zur Verfügung gestellt werde.  
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

14.6. Kunstrasenmodernisierung Harderberg  
 
Anfrage von Herrn Dierker: 
 
Herr Dierker berichtet von der Kunstrasenmodernisierung auf dem Harderberg. Er möchte 
dabei wissen, ob bei der Zaungestaltung noch Handlungsbedarf gesehen wird. Nach seiner 
Meinung müsse hier noch nachgesteuert werden.   
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung und bedankt sich bei den Teilnehmern für die Mitarbeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beermann  Kovermann 
Vorsitz i. A. Bürgermeisterin Protokollführung 
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